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Neue Notverordnung
[)en verschiedenen Verordnungen zur Sicherung

«ier Wirtschaft und Finanzen ist am 14. Juni

1912 (RGBl. I S. 273 ff.) eine Verordnung ge~

>lgt, die eine Erhaltung der Sozialversicherung

i nd Arbeitslosenhilfe ermöglichen, gleichzeitig

ber auch den Gemeinden die Wohlfahrtskosten

rleichtern soll. Die andauernde Wirtschafts¬

krise mit ihrer großen Arbeitslosigkeit und die

>rtgesetzten Senkungen der Löhne und Gehäl-

r mit ihrer Auswirkung auf die Höhe der

Beiträge und Steuern haben die VTr. und Ge¬

meinden in eine schwierige Lage gebracht.
Denn die Ausgaben der VTr. und der

Gemeinden werden aus Beiträgen und Steuern

bestritten. Jede Minderung dieser Einnahmen

entzieht ihnen die zur Deckung ihrer Ausgaben

notwendigen Mittel. Die Höhe der Beiträge und

Steuern hängt aber von dem Einkommen der

Beitrags- und Steuerzahler ab. Deshalb müssen

wiederholte und einschneidende Kürzungen

dieses Einkommens die VTr. und Gemeinden

schließlich in eine Notlage bringen. Wie sich

diese Einnahmeausfälle auswirken, zeigen schon

die Beitragseinnahmen der AOKK. der Stadt

rlin. Diese betrugen in den Monaten:

April 1931 4 136 484 RM.

Oktober 1931 3 406 358 RM.

\pril 1932 3197 364 RM.

Mai 1932 2 989 662 RM.

Sie gehen also als Folge der verrringerten

A r beitslöhne, verringerten Arbeitslosenunter-

itzung und verringerten Zahl der Versicher¬

ten fortgesetzt rückwärts.

\us dieser finanziellen Notlage will nun die

l^eichsregierung neben den Gemeinden die In-

iliden- und Angestellten-, dieUnfall-und knapp-

>< hüftliche Pensionsversicherung befreien. Sie

greift dabei zu einem erneuten Abbau. Auch

ati wird sich wieder bitter rächen. Das,

was die Reichsregierung den Rentnern, Verf¬

ügungsberechtigten und Unterstützungs-

cipf&ngern auf der einen Seite nimmt, ent-

ht sie auf der anderen Seite der Wirtschaft

d damit den Gemeinden und VTr.

Gustov Wasewitz, Berlin-Friedrichshagen

Wenn bereits zu den ersten Notverordnungen

gesagt wurde, daß sie „Not verordnen", dann

trifft das in viel größerem Maße für die letzte

Verordnung zu. Sie führt zu einer Verelendung
breiter Volksmassen und untergräbt unser

höchstes Gut, die Volksgesundheit. Die Worte

des Reichspräsidenten, daß „die Gesunderhal¬

tung des deutschen Volkes eine der wichtigsten

staatlichen Aufgaben ist, weil nur ein gesundes
deutsches Volk aus der schweren Gegenwart

den Weg in eine bessere Zukunft finden wird",

können ihr als Leitmotiv nicht vorangesetzt

werden.

Wenn von der Wirtschaftskrise gesagt wird, sie

sei eine Vertrauenskrise und es sei deshalb die

erste und vornehmste Aufgabe der Regierungen,

das gesunkene Vertrauen wieder herzustellen,

dann ist das auch von der deutschen Sozialver¬

sicherung zu sagen. Auch die deutsche Sozial¬

versicherung befindet sich in einer Ver¬

trauenskrise. Die Versicherten können

nicht mehr mit Bestimmtheit darauf rechnen,

daß ihre oftmals durch jahrzehntelange Bei¬

tragszahlungen erworbenen Ansprüche erfüllt,

sie wissen nicht, ob sie geschmälert oder ob sie

gänzlich vernichtet werden. Das alte Vertrauen

zur deutschen Sozialversicherung besteht leider

nicht mehr. Es hat durch die letzte Notverord¬

nung mit ihren neuen Schmälerungen der Lei¬

stungen einen schweren Stoß erhalten.

Die neue Notverordnung berechtigt die Reichs¬

regierung, die Höhe der Arbeitslosen¬

unterstützung bis zu den Sätzen der

Krisenfürsorge zu senken, von einer bestimmten

Bezugsdauer an die Gewährung der Alu. von

dem Nachweis der Hilfsbedürftigkeit abhängig

zu machen und Ueberschüsse aus der AlVers.

anderen Zweigen der Arbeitslosenhilfe zur Ver¬

fügung zu stellen. Die Reichsregierung kann,

wenn sie von dieser Befugnis Gebrauch macht,

Bestimmungen des AVAVG. außer Kraft setzen

oder von ihnen abweichen, sie kann ferner die

Krisen- und Kurzarbeiterunterstützung ändern

und die Beiträge zur KV. der Arbeitslosen neu

regeln. Das sind recht einschneidende Bestim¬

mungen.



Bisher wurde die Bedürftigkeit der Arbeitslosen

erst bei der Inanspruchnahme der Kru. geprüft.

Jetzt ist diese Prüfung auch schon während und

für die Alu. möglich. Außerdem beschränkt

sich diese Prüfung nicht mehr auf eine einfache

Bedürftigkeit, die sich lediglich auf eine An¬

rechnung des Einkommens von Angehörigen

der Arbeitslosen eistreckt, sondern auch auf

eine Hilfsbedürftigkeit im Sinne der

öffentlichen Fürsorge. Dieser Begriff ist viel

enger gefaßt als der Begriff der Bedürftigkeit

im Sinne der Krisenverordnung. Hilfsbedürftig

ist, wer den notwendigen Lebensunterhalt für

sich und seine unterhaltsberechtigten Angehöri¬

gen nicht oder nicht ausreichend aus eigenen

Kräften und Mitteln beschaffen kann und ihn

auch nicht von anderer Seite, besonders von

Angehörigen, erhält (vgl. RGBl. 1931, I S. 441).

Erst dann, wenn die Gemeinde oder der Ge¬

meindeverband, denen diese Feststellung über¬

tragen worden ist, eine Hilfsbedürftigkeit in

diesem Sinne ermittelt haben, dürfen Unter¬

stützungen, die von einer Hilfsbedürftigkeit ab¬

hängen, gezahlt werden. Zu diesen Unter¬

stützungen gehören nach der neuen Verordnung

neben der Kru. (§ 101) auch die Alu. ver¬

heirateter Frauen (§ 107 d). Und zwar muß für

diese Arbeitslosen die Hilfsbedürftigkeit schon

vor dem Beginn des Unterstützungsbezuges

nachgewiesen sein. Mit diesen Bestimmungen

glaubt die neue Regierung die versicherungs-

mäßige Alu. soweit drosseln zu können, daß der

Reichsanstalt noch Ueberschüsse — bisher

brauchte sie erhebliche Zuschüsse — zugunsten

anderer Zweige der Arbeitslosenhilfe verbleiben.

Bei einer Neufestsetzung der Beiträge für

die KV. der Arbeitslosen kann es sich

tzt nur noch um eine Erhöhung des Beitrngs-

ttsee oder des Grundlohns handeln. Eine Her-

»setzung ist für die Kken. nicht mehr tragbar.
Aus den bereits gezeigten Beitragseinanhmen

der AOKK. der Stadt Berlin geht schon der un¬

günstige Einfluß der ständig sinkenden Alu. und

damit der ständig sinkenden Beiträge für die

KV. der Arbeitslosen auf die Finanzlage der

Kken. hervor. Die AOKK. der Stadt Berlin hat

/iber inzwischen auch geprüft, ob die jetzigen
Bcmtrüge für die KV. der Arbeitslosen überhaupt
noch zur Deckung der Kosten dieser Versiche¬

rung ausreichen. Sie hat zu diesem Zweck die

im 1. Vierteljahr 1932 für die-versicherten Ar¬

beitslosen gezahlten Beiträge den Ausgaben für

diese Versicherten gegenübergestellt und als¬

dann folgendes Ergebnis feststellen müssen:

Beitragseinnahmen für Arbeits¬

lose
.. .

2 432 139 RM.

Unterstützungsausgaben für Ar¬

beitslose 2 775 207
„

also Mehrausgaben 343 068
„
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Die jetzigen Beitrage für die KV. der Arbe

losen reichen also bei weitem nicht mehr zw

Deckung der Ausgaben für diese Versichert«..

aus. Die Mehrausgaben müssen bereits von den

in Beschäftigung stehenden Kassenmitgliedern

aufgebracht werden. Der RAM. hat dazu am

20. Juni 1932 noch folgendes angeordnet:

Id Abänderung des I 119 AVAVG. wird als Grund¬

lohn für die Berechnung der Beiträge zur KV. <i_¦•

Arbeitslosen der doppelte Betrag der täglichen Alu !..-

stimmt.

Bleibt der hiernach einer Kk. im Durchschnitt tj

Monats zu zahlende Beitrag, berechnet auf einen Ar¬

beitslosen, um mehr als 5 ?. H. hinter dem Betrage i

rück, der der Kk. im Durchschnitt des Monats Juni !•

als Beitrag für einen Arbeitslosen gezahlt worden ist.

so ist der Kk. auf ihren Antrag der ihr im Durchschnitt

des Monats Juni 1932 für eine.i Arbeitslosen gezahl**

Betrag abzüglich 5 v. H. weiter zu gewähren. !)•
_

Gesaratmonctsbeitrag darf jedoch die Summe nicht Um

steigen, die sich bei Berechnung des Krankenkassen!)«•_-

trags von dem 21 ifachen der täglichen Alu als Grund¬

lohn ergeben würde. Der Antrag kann jeweils bis zum

Schlüsse des dem Beitragsmonat folgenden Monats ge¬

stellt werden.

Für die Invaliden-, Angestellten- und knapp-
schaftliche Pensionsversicherung hat die neu»

Verordnung die Grundbeträge, Kinderzuschüsse,

Witwer-, Witwen- und Waisenrente erheblich

gekürzt. Für die Invalidenversich

rung ist der Grundbetrag der Invalidenrent«

von 168 auf 84 RM., der Kinderzuschuß von

120 auf 90 RM. und der Anteil der Versich«

rungstinstalt für die Hinterbliebenen um je ein

Zehntel des Grund- und Steigerungsbetrages
ehr Invalidenrente gesenkt worden. Für die An¬

gestelltenversicherung hat die Ver¬

ordnung den Grundbetrag des Ruhegeldes von

480 auf 3% RM., den Kinderzuschuß von 120

auf 90 RM. und die Hinterbliebenenrente

gleichfalls um ein Zehntel des Grund- und Stei-

gerungsbetniLfes des Ruhegeldes herabgesetzt
Aus den Leistungen der Arbeiter-Pensionskas

der knappschaftlichen Versieht

rung ist ebenfalls nur noch ein Grundbetrau

von 84 RM. und ein Kinderzuschuß von 90 RM

zu gewähren; die Witwenpension aus dies*

Kasse ist auf fünf Zehntel des Grund- und Stei-

nerungsbetrages der Invalidenpension fest¬

gesetzt worden. Die Unfallrenten hat di*

Verordnung für Unfälle aus der Zeit vom I.Juli

1927 bis zum 31. Dezember 1931 um 15 v. H.,

für alle übrigen Unfälle um 1XA v. H. gemindert

Aus den sonstigen Vorschriften für die Sozial¬

versicherung ist noch von weittragender Bedeu¬

tung, daß die Reichsregierung das Recht er¬

halten hatf in die Selbstverwaltung und

den Aufbau der Sozialversicherung ein¬

schneidend einzugreifen. Ob und welchen Ge¬

brauch die Reichsregierung von dieser Er¬

mächtigung machen wird, bleibt abzuwarten.

Hoffentlich laßt sie sich dabei von den b e -

rufenen Vertretern der VTr. und Angestell¬
ten beraten.

Aus den Aenderungen des Reichsversor¬

gungsgesetzes ist hervorzuheben, daß di»



nten von Beschädigten, deren Erwerbsfähig-
t um weniger als 50 v. H. gemindert worden

um ein Fünftel gekürzt worden sind und daß

()rtszulage für die Sonderklasse von 30 auf

4 v. H., Ortsklasse A von 25 auf 18 v. H., Orts-

|d § B von 22 auf 12 v. H., Ortsklasse C von

18 auf 6 v. H. verringert worden ist. Kinder-

/ulagen und Waisenrenten werden in der Regel
nicht mehr bis zur Vollendung des 18., sondern

ur noch bis zur Vollendung des 15. Lebens-

ihres gewährt. Außerdem kann die Reichs-

gierung auch für Ansprüche aus dem Ver-

ugungsgesetz die Berufung oder den Rekurs

von der Entrichtung einer Gebühr abhängig
inachen.

Zur Deckung der Ausgaben für die Arbeits¬

losenhilfe haben die Lohn- und Gehalts-

• mpfänger sowie alle Personen deutscher

Staatsangehörigkeit, die ein Warte-, Ruhe-,
Witwen- oder Waisengeld beziehen oder außer¬

halb der reichsgesetzlichen Sozialversicherung

nstige Bezüge aus einem früheren Verdienst-

><ler Beschäftigungsverhältnis erhalten, an

Stelle der bisherigen Krisensteuer vom 1. Juli

! ^32 ab eine Abgabe zu entrichten. Diese

Abgabe — von der nur das Arbeitsentgelt der

Lehrlinge und das Entgelt aus vorübergehenden
Itr geringfügigen Dienstleistungen im Sinne

der §§ 168 RVO., 75a AVAVG. ausgenommen

sinel — beträgt

bis zu 155 RM. Monatsentgelt
bis zu 300 RM. Monatsentgelt
il>er 300 RM. Monatsentgelt
Mber 3 000 RM. Monatsentgelt

1,5 v.H

2,5 v.H.

5,75 v. H.

6,5 v.H.

des Bruttoarbeitslohnes. Einmalige Einnahm*

sind derjenigen Lohnzeit hinzuzurechnen, in der

sie gezahlt werden. Beamte, Angestellte usw.,

deren Bezüge durch die 2. und 4. Notverord-

•ing gekürzt worden sind, haben nur 1,5 v. H.

res Entgelts für die Arbeitslosenhilfe abzu¬

geben. Dazu gehören auch die Beamten, An-

estellten und Hilfsarbeiter der VTr.

Pdf kranken- und arbeitslosenversicherungs-

Pflichtige Beschäftigte ist die Abgabe als Zu¬

schlag zu den Kassen- und Arbeitslosenbei¬

trägen und mit diesen zusammen an die Kken.,
<!ie Reichsknappschaft und die Ersatzkassen zu

entrichten Soweit die Abgabe an die Kken.

ler an die Reichsknappschaft zu zahlen ist,

sind für die Erstattung notwendig werdender

Meldungen die Vorschriften der RVO., für die

Einziehung, Abführung, Verwaltung und Ab-

< hnung der Abgabe jedoch die Bestimmungen
l>er die Einziehung der Arbeitslosenbeitrüge
zuwenden. Da sich der Grundlohn und die

Verdienstgrenzen der Kken. nicht mit den in der

Notverordnung festgesetzten Verdienstgrenzen
decken, hat der Arbeitsminister am 18. Juni

1932 angeordnet, daß für krankenver¬

sicherungspflichtig e Beschäftigte die

Abgabe nach dem Grundlohn (Lohnstufen, Mit¬

gliederkassen, wirklicher Arbeitsverdienst) zu

berechnen ist, der die Höhe der Kassenbeiträge
bestimmt. Seeleute, deren Monatsentgelt 300 RM.

übersteigt, haben die Abgabe nach dem monat¬

lichen Durchschnittsverdienst ihrer Klasse

(§§ 1068, 1069) zu entrichten. Für die höher

bezahlten Angestellten, die nicht mehr der

KV. aber noch der AngV. und AlVers. ange¬

hören, ist die Abgabe besonders festgesetzt
(siehe Sonderbeilage, S. 4).

Weiterhin haben Beamte, Angestellte usw.,

deren Bezüge durch die 2. und 4. Notverord¬

nung gekürzt worden sind, also auch die

Beamten, Angestellten und Hilfsarbeitei der

Versicherungsträger, eine Abgabe, die aber

geringer ist, zu bezahlen (siehe Sonderbeilage
S. 4). Soweit sich Arbeitnehmer gegen Krank¬

heit oder Arbeitslosigkeit freiwillig weitei -

versichert haben, wird die Höhe dieser

Abgabe durch den wirklichen Arbeitsverdienst

bestimmt. Sind sie nur gegen Krankheit ver¬

sichert, dann kann die Kk. die Abgabe auch

nach den in der Sonderbeilage S. 4 ange¬

gebenen Sätzen berechnen.

Durch diese Verordnung ist den Einzugsstellen
die Erhebung der Abgabe wesentlich erleichtert

worden. Immerhin werden recht viele Kken. zur

Durchführung dieser neuen Aufgabe gezwungen

sein, ihren Verwaltungsapparat völlig umzu¬

stellen. Zweckrräßiger wäre es, für die höher

bezahlten Angestellten die Abgabe von dem

wirklichen Arbeitsverdienst entrichten zu

lassen. Die Arbeitgeber hätten dann der Kk. nur

den Gesamtverdienst dieser Abgabepflichtigen
anzugeben und lediglich mitzuteilen, von wel¬

chem Betrag 2,5 und von welcher Summe 5,75

vom Hundert als Abgabe entrichtet werden. Auf¬

stellungen über den Verdienst und elie Zahlung

des einzelnen Beschäftigten würden sich bei

dieser Regelung erübrigen. Jetzt müssen die

Kken. von den Arbeitgebern dieser Beschäftig¬

ten die Abgabe von Lohnaufstellungen

verlangen, um die Richtigkeit der Berechnung

und Zahlung nachzuprüfen. Das ist sowohl für

die Kken. als auch für die Arbeitgeber eine

völlig unnötige Belastung. Dazu gesellen sich

aber noch verwaltungstechnische Hemmungen.

Nachdem die Kken. durch die Verordnung vom

12. Oktober 1931 gezwungen worden sind, Vor¬

drucke bestimmten Inhalts und bestimmter

Größe einzuführen und ihre technischen Hilfs¬

mittel diesen Vordrucken anzupassen, wird ihnen

die Erhebung, Verbuchung und Abführung

dieser neuen Abgabe nicht so leicht, wie es den

Beratern erschienen sein mag. Vieles, was in

den letzten Monaten mit erheblichen Kosten und

großer Mühe eingerichtet worden ist, ist jetzt

unzulänglich oder verfehlt und muß zum Teil

gänzlich erneuert werden.

Volkst. 191



Die Einstufung freiwilliger Mitglieder
Geschäftsführer Fr. Kleeis, Reichenbach i. V

Zu den Rechtslagen der KV., che immer wi

der Zweite! in der Praxis avislösen, gehört die

Frage der Einstufung oder Umstufung frei¬

williger Kassenmitglieder. fc dürfte wohl

fange Reihe Kk. geben, bei denen sich

die freiwilligen Mitglieder in niederen und

niedrigsten Beitrags- und Lohnstufen belinden.

Handelt es sich hierbei um Empfänger von

Fürsorgeunterstützung, Invalidenrentner, so

mag ihr Verweilen in den niedrigsten Beitrags¬

klassen aus sozialen Gründen berechtigt sein.

Sehr häufig findet m/m aber auch, daß die

übrigen freiwilligen Mitglieder (Geweibetrei-

l>ende, höher bezahlte Angestellte) nicht ihrem

wirklichen Einkommen entsprechend eingestuft

sind. Bekannt istr dafi das viele Kk. nicht tun,

da sie annehmen, die betreffenden Versicherten

würden sonst zu privaten Versicherungseinrich¬

tungen übertreten.

Grundlage und Richtschnur für die Einstufung

der freiwilligen Mitglieder bildet der § 313a

der RVO. Dieser lautet:

..Bei Beginn oder wahrend der Dauer der Weiterver¬

sicherung kann das Mitglied entsprediend vinen Eia-

koin.nei.sverimltnissen »ein»- TeiMJilSSg in eine niedere

Klaffe oder Stufe beantragen. Der kawi.vc rstand kann

die Yarartraag des WeMervenMkeHes in eine hShete

Masse oder Stufe auch ohne »eine Zustiminung anordnen,

wenn dessen Beiträge in erheblichem Mißverhältnis y.u

hi mein (.es.inteinkonimen und zu den ihm uu Krank¬

heitsfall gm gewahrenden Kassenleistungen stehen, Cegen

«lie Ablehnung rles Antrages oder gegen die Anordnung

iei \orstiindM steht «lein Mitglied 1.innen einem Monat

die Beechwerde an das \ ersicherungsamt /u; dies,

euts.heidet endgültig.

Auf \ ersi<iierungsf«ille. die bereits eingetreten sind,

bleib! dic Aenderung der Mitgliederklasse oder lohn-

stufe ohne I uiflul'

Neben dieser Vorschrift bestimmt der § 313

noch einleitend, daß ausscheidende versiehe1«

rungspflichtige Mitglieder, falls die sonstigen

Voraussetzungen erfüllt sind, in ihrer

Lohnstufe oder Klasse Mitglied blei¬

ben können. Der § 313a gibt die Möglichkeit
eines Stufenwechsels während des Laufes der

freiwilligen Mitgliedschaft. Das Gesetz sieht

hier zwei Arten vor. Einmal eine Versetzung
in eine niedrigere Klasse auf Wunsch oder An¬

trag des Versicherten und die Versetzung in

eine höhere Klasse durch den Kassenvorst in 1.

Die Rechtslage ist so, daß ein freiwilliges Mit¬

glied grundsätzlich in seiner früheren Bei¬

tragsklasse bleiben muß. Eine'Versetzung in

eine niedrigere Stufe kann nur dann — und

zwar auf Antrag — vorgenommen werden,

wenn sich das Einkommen dl Mitgliedes
ändert. Hahn schreibt in seinem Kommentar

hierüber:

miet I mk 'Minnen im hier dai fu niatrinkoaHSca ra

rerstehi n Mallgehend sind die EinkommensVerhalts

im Zeitpunkt def l iitsiheiduiii: ul»« r th n Antr.i J m

die Stellaag des latragei gilt das gleiche v%ir für di

Aitnielduii- sid * MI » rbei dea Antr.i.- entscheidet

der Kassen tand. Ist er zu Beginn der Weiter* ei

sitheiung gestillt und wird er abgelebat, so wird d

Weiteixer *i herung ni 4it wirksam. Wird dagegen dt

Antrag erst während (\cr Dauer der VN (iter * ersicher uiu

gt »teilt, so lauft die W eiter> ersicherung grundsätzlich

»ich !m-i Ablehnung des Antrages weiter, es sei dei

daS i\rr Verakherta ta erkennen gegeben hat, daß

iar diesen Fall aus der Versicherung austreten woi!

Bei der Kntscheidung über den Autrag „\erfahrt d

kassem or>tand nach freiem Krim MI n."

Mit dieser Auslegung dürfte die Frage d.

Zurückgruppierung eines freiwilligen Mitgli

des auf Antrag fast erschöpfend behandelt sein

Zu erwähnen sei vielleicht noch eine Entschei¬

dung des OVA. Berlin vom 25. Septemb
1928, in der es heißt:

Wenn /wischen Antragsteller und Kassenvorstand kein

Einvernehmen über die Versetzung in eine nieder«

I ohnstufe hergestellt wird, kommt die freiwillige Weiter*

\ ersicherung nicht zustande.'4

Wichtiger in der Praxis ist die zweite Mö:

lichkeit der Klassenänderung, die auch ohne»

Zustimmung des Versicherten vom Kassenvor¬

stand vorgenommen werden kann. Hahn

schreibt darüber:

iadb hier entscheidet der Kassenvorstand nadi freie».i

Krmessen und kann seihst dea I ebertritt in eine hoher«-

State oder Klatffl anordnen, als sie bei Beendigung der

l'fluhtmitgliedschöft gegeben war. weil bei einer erheb

liehen Steigerung des GesainteinkoaueeSfl de« Mitgliedes
nnter l inM.mden audi die bei Beendigung der Pflicht¬

versicherung maßgebende Klaffe oder Stufe nicht meh;

angemessen sein kann Ks handelt sich hier um ein ein-

itigei Uetht des kassenv orstandes. > on dem er jeder¬

zeit (»(brauch machen kann, wahrend das Mitglied
Ibst die Versetzung in eine höhere Masse ..der Stufe

nicht \ erlangen kann.'*

Im letzten Satz dieser Ausführungen ist eine

Meinung vertreten, der man sich nicht an¬

schließen kann. Wenn zwar im Gesetz jdfts
Antragsrecht des Versicherten auf Höher¬

stufung nicht ausdrücklich festgelegt ist, >o

ist es aber auch nicht ausdrücklich aus¬

geschlossen. Weiter muß man folgern, dafi

auch das Mitglied dieses Recht hat, wenn der

Vorstand sogar zwangsweise die Erhöhung

vornehmen kann. Die Rechtsprechungsbehör¬
den hallen sich öfter mit der Umstufung durch

den Kassenvorstand beschäftigt. Das RVA. sagt

in einer Entscheidung vom 11. Februar 1931:

..Der Beschlufl des Vorstandes einer Kranke nkass

dardl ihn bei einer bestimmten (.nippe \on Weiter-

rersicfeertea ohne ihren Antrag allgemein die Eia«

Itafaag unter den finkommen angeoidnet wird, mt-

rtftftt gefea § MSt Abs. t Sati l"

In dieser Entscheidung ist gleichzeitig zum

Ausdruck gebracht, daß auch im Ein/elf all

der Vorstand den Uebertritt in eine niedrigere
Klasse» gegen den Willen des Mitglieds nicht

anordnen kann. Den gleichen Standpunkt ver¬

tritt auch die »Deutsche Krankenk«

in einer Auskunft (111b 1928):

Deal ka*sen\nrsund steht nur daa Redri ra, den \<

herten in eine höh Klaffe otler Stufe auch ohne

192



Zustimmung zu versetzen, wenn die Beitrage in

. Midiem Mißverhältnis zu seinem Gesamteinkommen

! /u den ihm im Krankheitsfalle zu gewährenden
v^enleistungen stehen. I inen Antrag auf Versetzung
r>nc niedere Stufe kann nur der Versicherte- selbst

.11. nicht der Vorstand von sich aus \eranlassen."

Dieser Grundsatz wird von der gleichen Zeit-

hrift in einer neueren Rechtsauskunft

(Seite 92/1931) vertreten. Eine Entscheidung
>> RVA. vom 7. Januar 1930 bestätigt diese

Meinung, indem sie ausführt:

Iiie Kk. darf einen bei ihr Weiter* ersicherten nicht

i ne weiteres, sondern nur auf seinen Antrag in eine

andere (niedere) Stufe versetzen."

Einen anderen Fall behandelt eine Entscheidung
des VA. Mannheim vom 18. Juni 1931. Es han¬

delt sich hier um die unzulässige Einstufung
durch den Kassenvorstand in eine höhere

Klasse. In diesem Fall hatte die Kasse der

Einstufung einer Ehefrau das Bruttoeinkommen

> Mannes zugrunde gelegt. Das VA. hielt

Höhergruppierung der Ehefrau für unzu-

sig, da die Frau über kein eigenes Ein¬

kommen verfügte:

. Dagegea erscheint es dein VA. reditsirrig. ein selb-

M.mdiges Kinkommen der Khefrau überhaupt anzu¬

nehmen, wenn ihr vom Khemann lediglich ch r gesetz¬
liche Interhalt gewahrt wird und innerhalb dieses

Raluaeaf aach etwaige freiwillige kk -Beitrage der Ehe-
fraa ins dem Eiakoauaea cles Fhraiiaaci bezahlt wer¬

den. \)vr l instand allein, dafl der Hiemann gemäfi § 1300

BGB. den l nterhalt der Khefrau zu tragen hat, ist noch

nicht geeignet, ein seihständiges hinkommen der Khe¬

frau zu begründen. Hierzu wart erforderlich, dafl du

Fhefrau etwa aus entgeltlicher Verwendung ihrer Ar¬

beitskraft, aus Zinsgenui: oder aus einem Erwerbe

haft, das sie |>ersünlich betriebe, regelmaflig wieder*
kehrende Kinkünfte beziehen wüicle. Der vom Khemann

gede istete Interhalt wird in der Kegel nicht in Bar-,

sondern in Sachleistungen gewahrt. Was er der Khe¬

frau auf diese» Weife zuwendet, ist nicht Einkommen der

I !iefrau im Bechtssinnc. Die Zahlung der Yersidie-

i ungsbeiträge der Fhefrau aber fällt nicht unter dit

Knterhaltspflicht des Khemannes, und wenn der Khe-

inaen freiwillig aus m mein finkommen die Beiträge dar

Khefrau entrichtet oder die Mittel dafür zur Verfügung
stellt, sc» wäre es unbillig, ihm noch erhöhte Lasten

aufzubürden und von deren Nichterfüllung das Kr

iSedien ehr Mitgliedschaft der fhefrau abhängig zu

machen."

Diese Entscheidung ist nicht glücklich. Sie

führt dazu, daß Versicherte, die höhere Bei¬

träge zahlen könnten, dies nicht brauchen, falls

sie nicht selbst ein Einkommen haben. Nach

der Entscheidung dürfen Ehefrauen, die kein

selbständiges Einkommen haben, stets nur in

den niedrigsten Klassen versichert sein, ohne

Rücksicht auf die soziale Stellung ihres

Ernährers.

Lohnzahlungen — Abschlagszahlungen.
Nach § 1433 RVO. gelten Abschlagszahlungen
nicht als Lohnzahlungen im Sinne der Be¬

stimmungen der InvV. (§§ 1428, 1432, 1433).
Die Marken müssen in der letzten Woche

jeden Vierteljahres (Kalendervierteljahr) ein¬

geklebt werden.

Verpflichtet nun die Zahlung von Teillöhnen
an den Lohnzahlungstagen unter Abzug
der Versicherungsbeiträge den

Arbg. zur Verwendung der Beitragsteile für
die InvV., oder stellt die Zahlung solcher Teil-
löhne eine Abschlagszahlung im Sinne des

§ 1434 RVO. dar?

Ein Urteil des Reichsgerichts vom 13. Oktober
1931 — 1. Strafsenat I. 623 31 — sagt dazu:
Der Angeklagte (es handelt sich um eine Straf¬

sache) war Vorstandsmitglied und Betriebs¬
führer einer Bergbau treibenden, knappschafts-
I'flichtigen eingetragenen Genossenschaft, die
sich in wirtschaftlichen Schwierigkeiten befand
und während eines längeren Zeitraumes BUS

Hangel an genügenden Geldmitteln ihren Ar¬
beitern an den Fälligkeitsterminen jeweils nur

i zuzahlungen auf den verdienten Lohn leisten
konnte. Bei diesen Teilzahlungen sind den Ar¬

bitern die von ihnen nach dem RKnG. für dic*

isionsversicheiung und für die InvV. zu entr¬

ichtenden, den Teilzahlungen entsprechenden
itragsteüe vom Lohne abgezogen, aber

n i c h t für die Versicherung ver¬

wendet worden. Aus diesem Grunde hat
das Schöffengericht dien Angeklagten als dt
lierfür Vcu antwortlichen auf (irund der nach

§ 233 Abs. 2 RKnG, anwendbaren $§ 1402 bis

1494 RVO. verurteilt. In der Revision wird

nun lediglich der Einwand erhoben, es sei in

dem angefochtenen Urteil nicht berücksichtigt
worden, daß die Arbeiter nur Teilzahlungen
auf ihren Lohn erhalten hätten, die als Ab¬

schlagszahlungen und demgemäß nach der

ausdrücklichen Vorschrift des § 1434 RVO.

nicht als Lohnzahlungen in dern dort bezeich¬

neten Sinne anzusehen seien, und dafi deshalb

eine Verletzung der Verpflichtung zur Ver¬

wendung der Beitragsteile für die Versiche¬

rungen überhaupt nicht in Frage kommen

könne. Der gegen das angefochtene» Urteil er¬

hobene Vorwurf ist unbegründet. Das

Schöffengericht hat vielmehr zu diesem in der

Hauptverhandlung unter Bezugnahme auf ein

Urteil des Oberlandesgerichts Dresden vom

17. Juni 1930 (Juristische Wochenschrift 1930

S. 3005) geltend gemachten Einwand ausdrück¬

lich in ablehnendem Sinne Stellung genommen.

Auch der erkennende» Senat vermag die

Rechtsansicht des Oberlnnciesgerichts Dresden

nicht zu teilen, sondern schließt sich dem
Urteil des Kammergerichts vom 16, Oktober
l<n<) (Juristische Wochenschrift 1930 S. 3052)
an, in dein dargelegt wirel. dafi aueh die Zah¬

lung von Teillöhnen an dm Lohnzahlungstag«!
unter Abzug der Vei sicherungsbeiti age den

Arbeitgeb* sur Verwendu n j dei

Beitragsteile für dfie Versiehe«

rung verpflichtet unel cie Zahlung sol¬

che i reillöhne keine Abschlagszahlung im

Sinne des $ 1434 RVO. darstellt. Die von def
Revision erwähnt zu $ 82b KVG. vom

10. April \9r92 rgangent Entscheidung
(Reichsgericht in Strafsa« hen. Band 39, S 333)
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steht in keiner Weise entgegen. Denn sie be¬

handelt, wie bereits in einer anderen Ent¬

eheidung (Reichsgericht in Strafsachen Bd. 40

S. 235, 239) hervorgehoben, einen Fall, in dem

Beitrage nicht abgezogen waren.

Richard Schubert, Berlin.

Beitragsrückerstattung
nach § 165 a AVAVG.

Die grundsätzliche E. des RVA. Nr. 4213 vom

30. September 1931 (AN. 1931, S. IV/455) brachte

Klarheit über die Auslegung des „Irrtums";

denn der Begriff „irrtümlich entrichtet*4 ist im

AVAVG. nicht näher erläutert. Aus der Ent¬

stehungsgeschichte des § 165a AVAVG. ergibt
sich jedoch, daß nicht alle zu Unrecht gezahlten
Beiträge, sondern nur die irrtümlich entrichteten

erstattet werden sollten. Die Rückforderung
sollte indes ganz ausgeschlossen sein, wenn der

Zahlende gewußt hat, daß er nicht verpflichtet
oder nicht berechtigt war, die Beiträge zu zahlen

(siehe Begründung zur Novelle zum AVAVG.

vom 12. Oktober 1929, Abschnitt B zu Art. 1

Nr. 36 S. 22; ebenso die Kommentare zum

AVAVG. von Jaeger~Neuburger-Adam, Anm. 2

zu § 165a; Fischer Nr. 2 zu § 165a; Syrup-

Weigert, Abs. 3 zu § 165a; Kühne~Rawicz, Abs. 3

zu & 165a). Siehe auch die Ausführungen von

Wachsmuth in „Die Arbeitslosenversiche¬

rung", Jg. 7, Sp. I, 369; Jaeger in „Ersatz-

kasse", Jg. 15, Heft 6; Andree in „Dt. Kran¬

kenkasse4, Nr. 49/1931, Sp. 1374; Gramsch in

„Die Arbeitslosenversicherung44, Jg. 8, Sp. 280

und K 1 e f f in „Die Arbeitslosenversicherung4',

Jg. 8, Sp. 323. Im Gegensatz zu § 191 AVG.

und I 1446 RVO. ist es nach § 165a AVAVG.

gleichgültig, ob es sich um irrtümlich entrich¬

tete Pflicht- oder freiwillige Beiträge zur AlVers.

gehandelt hat; denn diese Vorschrift macht

für die Rückforderung keinen Unterschied

zwischen Pflicht- und freiwilligen Beiträgen.

Ueber die Verjährung in der Frage de I

§ 165a AVAVG. herrscht aber noch Unklarheit.

Es gibt Fachleute, die der von der Reichsanstalt

vertretenen Meinung anhangen, daß Zahlung
und Rückerstattung von Beiträgen in Zu¬

sammenhang zu bringen seien (vgl. hierzu § 145

Abs. 3 AVAVG. in Verbindung mit I 29 Abs. 2

RVO.). Im Gegensatz dazu steht die in der

Arbeiter-Versorgung 1931, S. 568

Ziff. 4 veröffentlichte Auskunft. Sie sagt:

Dia kurze Verjährungsfrist de» I -** Abs. J RYO.

kcifuint au» folgenden (»minien nidit m Tragi

1 145 Ab». 3 AVAVG. bezieht sidi zwar u. a. auch auf

dea * J9 KVO. Zu beachten ist aber, ditl* in der er>teren

Vortdlrift nur roa der /«ihlung voa Beitragen, nicht

«iber rea def Rückerstattung «it.* Kede iii hur Um

Rückerstattung \<»n AI Vers, beitr&eea jrdt die 5padei

vorsdirift dai * U>5a AVAVG. Lafolfedeftten gi\i bt

der Anwendung des | U5 \bs. 3 WA \ < ¦ lediglich ci

\erjctliruii£sv<»rsclirift des I 29 Ab». 1 RVO.. weil

Wie der I 14 ;* \\\\(. Iedi*li<_fc die

/.ihlung roa Beiträge« im Auge hat, wahrend für die

nderrorachrift des * 165* \\ \YG. beim liaaael einer

be ereil Voradmfi Verjährungsfrist des § II

I Jahre« in I nint

Dieaer Rechtaauffassung vermag ich nicht bei-

/ujdlichten, obwohl ich klar erkenne, wievi»

Härten sich dadurch ausgleichen lieben.

An und für sich ITÜrde ja der Anwendung <t«*i

Verjährungsvorschriften dee BGB. nichts in

Wege liehen; denn die 30 Jahre beti agende Ver¬

jährungsfrist des § 195 BGB. gilt nach dem Ko

mentar der Reichsgerichtsräte zum BGB.,

Anm. 1 zu S 195 überall da, wo nicht ein vom

Gesetz geschaffener Ausnahmefall vorliegt. F>

das Gebiet der Verwaltungsrechtspflege ist je¬
doch der Grundsatz zu beachten, dab Recht

Schöpfungen des bürgerlichen Rechts regel¬

mäßig zur sinngemäßen Anwendung nur in¬

soweit herangezogen werden können, als d

öffentliche Recht selbst keinerlei Anhaltspunkt,
zur Lösung der gegebenen Streitfrage bietet

(VGH. Bd. 37 S. 34.) Nach Aushilfsvorschriften

wäre m. E* nur dann zu suchen, wenn die RV( I

keine die Rückerstattung von Beiträgen behan¬

delnde Vorschrift, wie 9 29 Abs. 2 RVO., ent¬

halten würde. In wesentlichen Teilen geht d

AVAVG. tatsächlich doch auf die Vorschriften

der RVO. zurück. Im übrigen hat bei öffentlich-

rechtlicher Grundlage beruhenden Ansprüchen
die Verjährung auch nicht die Bedeutung und

die Wirkung des § 222 Abs. 1 BGB. Ihre Voll¬

endung ist vielmehr von Amts wegen zu prüfen
(zu vgl. RGE. Bd. 84 S. 281).

Dem Mangel des Gesetzes kann nach meiner

Auffassung also nicht durch Heranziehung

anderweitiger Gesetzesbestimmungen, sondern

nur durch entsprechende Ergänzung des

AVAVG. abgeholten werden.

Bruno R e e k, Berlin-Spandau.

Wann darf der Versicherte ärztliche Be¬

handlung ablehnen?

Die ärztliche Behandlung, die die Träger der

KV. zu gewähren haben, wird auf Antrag ge¬

währt. Der erkrankte Versicherte muß sie von

seiner Kasse verlangen, was durch das Be¬

gehren des Arztscheines zum Ausdruck kommt.

Die Kk. ist sodann verpflichtet, den Anspruchs¬

berechtigten ausreichend und zweckmäßig be¬

handeln zu lassen, braucht aber über den Rah¬

men des Notwendigsten dabei nicht hinaus¬

gehen. Doch nicht nur ausreichend und zweck¬

mäßig, sondern auch am wohlfeilsten soll die

Behandlung durchgeführt werden. Diejenige

Behandlungsart soll gewählt werden, die das

Uebel am schnellsten und sichersten behebt,

also wirtschaftlich ist. Hierbei wird der Arzt

auch auf die tatkräftige Mithilfe der Kranken

Ibst angewiesen sein. Diese sollen deshalb

alles tun, um die baldige Heilung zu erreichet 1

oder die Folgen der Erkrankung herabzumin¬

dern. Sie haDen ja auch hieran ihr ureigenes

Interesse, bedingt doch Krankheit oftmals Ein¬

schränkung ihrer persönlichen Freiheit und vor

allem Verlust im Arbeitseinkommen.

Durch die Krankenordnungen wird das Ver¬

halten der Kranken und ihre Üeberwachung be¬

sonders geregelt. Ordnungsstrafen drohen des¬

halb demjenigen, der die Anweisungen des

Arztes nicht beachtet und befolgt. Daneben

keinnen aber auch schwerwiegende Strafen Platz

greifen, indem die Kasse ihre Leistungen ein¬

stellt Dies gilt besonders dann, wenn Krank

darch ihr Verhalten ihre Heilung absichtlich

•rzöjfern oder vereiteln. Auch die Weigerun.
des Kranken, zu einer verlangten Untersuchun

zu erscheinen, kann ihm in diesem Sinne am

elegt werden, wenn z. B. die Untersuchung

be e Wege de« Heilverfahrens zeigen soll.

bm allgemeinen wii 1 sich jedoch der Krank
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•it weigern, die von ihm selbst verlangte Be-

hing an sich vornehmen zu lassen. Anders

aber die Sache, wenn mit der Behandlung1
iefahr für den Kranken verbunden ist oder

enn die Behandlung sehr große Schmerzen

ii sich bringt. Daß letzteres hei kleineren Ein-

ßen, wie Abszeßöffnung, Zahnziehen, Magen-
uishebungen nicht in Frage kommen kann,

¦egt auf der Hand. Ist jedoch eine größere
Operation vorgesehen, die einen Eingriff in die

k>n>erliche Unversehrtheit des Kranken dar¬

stellt (Wiedererbrechen eines schlecht geheilten
Bruches, Entfernen wichtiger Organe) oder mit

heblichen Schmerzen und Gefahr verbunden

ist (Betäubung), so braucht dies der Kranke

nicht zuzulassen. So hat das RVA. bereits in

mehreren Fällen entschieden.

Uhter die Verweigerung des Kranken können

>er auch die Ablehnung bestimmter Kuren und

Behandlungsarten fallen. Der Kranke wird nie

wungen werden können, eine SaJvarsan-

er QuecksiLberkur bei sich anwenden zu

issen. Auch das Gesetz zur Bekämpfung der

chlechtskrankheiten kann dies von ihm nicht

verlangen, sondern ihn höchstens für die Zeit

iner Weigerung bei Gefährdung durch An¬

steckung in die Anstalt zwingen. Ebenfalls

hängt die Vornahme einer Fieberkur bei

Syphilitikern von seiner Zustimmimg ab, weil

das Fieber (künstliche Malaria) einen dauern¬

den Gesundheitsschaden hinterlassen kann.

Auch bei Impfungen ist der Kranke um seine

Zustimmung zu fragen, soweit nur versiche-

rungsrechtliche Momente hierbei in Frage kom¬

men, während jedoch, wenn gesundheitspoli-
/eiliche Angelegenheiten hierbei mitspielen, die

Weigerung durch Impfgesetze verfolgt wird.

Etwas anderes stellt jedoch eine Tuberkulinein-

spritzung dar, die zur Sicherung der Diagnose
bei Tbc.-Verdacht unter die Haut erfolgt. Diese

Hehandiung ist nach Ansicht der Aerzte und

Wissenschaftler ungefährlich und ohne Folgen.
Das RVA. hat deshalb entschieden, daß in sol¬

chen Fällen der Versicherte hei Verweigerung
mit Leistungsentzug bestraft werden kann.

Zu den gefährlichen Eingriffen gehört noch die

Entnahme von Rückenmarksflüssigkeit, die der

Versicherte nicht zu dulden braucht. Das RVA.

stellt sich auf seine Seite.

Im übrigen ist die Frage der Verweigerung der

Behandlung durch den Versicherten häufig
dazu angetan, Streit und Klagen auszulösen, die

jedoch immer nur von Fall zu Fall entschieden

Verden können. Für den KassenangesteUten,
r zwischen der SV. und den bedürftigen und

; bedauernswerten Versicherten steht, ergibt
\l diese Frage nicht nach starren Gesichts-

kten zu lösen, sondern hier rein mensch-

ief soziale Gründe zu suchen und mit ihnen

Brücke gegenseitigen Verstehens zu bauen.

Di !b wirel immer dem Versicherten zunächst

verständnisvolles Eingehen auf die Be¬

ün igen des Arztes zu raten sein. Meist fehlt

"\ die Kenntnis in medizinischen Fragen und

Kranke wird nicht immer die durch die
v( eigerung entstehenden Folgen der Ver¬

zimmerung seiner Krankheit mit der even-

doch oft nocl- gar nicht sicheren Folg«
beabsichtigten Behandlung gegeneinander
?en können.

Erich Hohlfeld, Sebnitz (Sa.)

Berechnung des Arzthonorars nach dem

Reichsabkommenvom 3.Dezember 1931.

Mit den Ausführungen von Geißler in Nr. 6/32
Seite 83 dieser Zeitschrift gehe ich bis auf
Punkt 7 einig.

Bei Punkt 7 ist nämlich nicht festzustellen, ob

die Grundlohnsumme des 2. Vierteljahres höher

als 5 v. H. der des 3. Vierteljahres 1930 ist,
sondern, wie ausdrücklich in § 5 des Ver¬

gütungsabkommens festgelegt, ob die Grund¬

lohnsumme des 3. Vierteljahres 1931 um mehr

als 5 v. H. niedriger als die des 2. Viertel¬

jahres 1931 ist. Also ein Unterschied.

Angenommen: Grundlohnsumme im 2. Vier¬

teljahr zr 280,— RM., Grundlohnsumme im

3. Vierteljahr = 266 - RM.

In diesem Falle beträgt die Erhöhung nach

Geißler 5,263 v. H., während nach § 5 des

Vergütungsabkommens die Grundlohnsumme

des 3. Vierteljahres nur 5 v. H. niedriger als

die des 2. Vierteljahres ist. Wenn auch in

diesem Falie die maßgebende Grundlohn¬

summe den gleichen Betrag ergibt, so bedarf

es doch eines Hinweises auf die von mir an¬

gezogene Stelle.

Die folgenden Berechnungen werden auch nicht

von dieser neu errechneten Grundlohnsumme,

wie Geißler anführt, sondern nach § 5 des Ver¬

gütungsabkommens von der Grundlohnsumme

des 2. oder 3. Vierteljahres 1931 aus geführt.
Bezüglich des § 6 Abs. 1 des Vergütungsab¬
kommens diene ein praktischer Fall zur Er¬

läuterung:

latgabeo für kassenär/iliche leistungen
irn Jahre 1930 99 5»8,47 RM

Mitgliederzahl 1930 3229

Aasgaben für ärztliche Behandlung im

Jahre 1930 pro Kopf 19,0416 RM.

Hohe des Abschlages (§ i) Ziffer 1) 13 v. H.

Grundlohnsumme im 2. Vierteljahr 1931

je Versicherter 323,34 R\f

5 v. H. der Grundlohns,mime im 2. Viertel¬

jahr 193t je Versicherter 16,177 RM.

Grundlohnsumme im 3. Vierteljahr 193t

je Versickertet 344 RM.

I ntersihicd in Prozent gegenüber 2. Viertel¬

jahr 1931-Erbökug 6,44 v.H.

Maßgebende Grundlohnsumme 323,34 RM.

Grundlohnsumme je Versicherter im lau¬

fenden Kalendervierteljahr 320,24 RM

\« nderung gegenüber der maßgebenden
(.rundlohnsumme-Minderunu ..

1.02 v. H

Höhe des geänderten Abschlages 2.04 v. H.

Maßgebender Abschlag 13.306 v H.

Jahreskopf pauschale 16,1271 RM

Kopfpauschale im laufenden Vierteljahr ..
4,031S RM.

Pauschale im laufenden Vierteljahr ins¬

gesamt 16 639,40 RM

lusgabea für Irztliche Behandlung im

1 Halbjahr 1931 pro Kopf 7.60 RM

MitgÜederzakl 4. Vierteljahi Ml ....
4132

Bei diesem Beispiel sind die Ausgaben im

1. Halbjahr 1931 niedriger wie die des Jahres

1930. Mithin ist von einem Koptpauschale von

15/20 RM. auszugehen. 15/20 RM. ist nach $ 4

Abs. 1 das Ergebnis eines 15prozentigen Ab¬

schlages von 17,88 RM. Nach $ 6 Abs. 2 ist

in diesem Falle der nach $ 5 zu bewegende

Abschlag mit 15 v.H. .inzusetzen, während das

der Grundlohnsumme des 2. Vierteljahres 1^31

entsprechend Pauschale 15/2H RM. betragt,

wii. einem Grundp«eischale von 17,88 RM. ent¬

spricht. Die K e hat also im laufenden Vier*-
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teijahr von einem Kopfpauschale von 15,143 RM.

(17,88 RM. minus 15,306 v.H.) auszugehen.
Das in diesem Falle zu zahlende Kopfpauschale
betragt also 15,143 RM. : 4 = 3,7857.

Insgesamt sind danach statt 16 659,40 RM. nur

15 642,51 RM. für das laufende Vierteljahr zu

zahlen.

Sollte, was bei diesem Beispiel nicht zutr

der Betrag (1. Halbjahr 1931) von zwei \

schieden hohen Ausgangsbeträgen nach z

verschiedenen Abschlagshundertsätzen errech¬

net werden, so gilt der höhere als der Ab¬

schlag, der nach § 5 zu andern ist.

A. Schöndube, Mainz.

ANGESTELLTE UND BEAMTE

Erlasse zur Angleichungsfrage.

1. Preußen. Nach Ziffer 4 meines Rund-

rlasses vom 18. März 1932 — III 5115 18. 3. —

ist bei wesentlicher Verminderung der Zahl der

Krankenkassenmitglieder zu prüfen, ob es sich

um einen dauernden Zustand handelt, ehe mit

Rücksicht auf diesen Umstand an eine Herab¬

setzung der Besoldung im Wege der An¬

gleichung herangegangen wird. Ein solcher

dauernder Zustand ist nicht schon dann ge¬

geben, wenn infolge der Wirtschaftskrise die

Zahl eler krankenversicherungspflichtigen Be¬

schäftigten herabgeht, jedoch die Aussicht be¬

steht, daß sie nach Ueberwindung der Krise

wieder steigt. Ein Dauerzustand würde z. B.

angenommen werden können, wenn etwa eine

Industrie völlig zum Erliegen kommt, Betriebe

dauernd geschlossen und die Maschinen ent¬

fernt werden. Die Entscheidung kann nur im

Einzelfalle auf Grund der gesamten Verhält¬

nisse erfolgen. Die von Ihnen erörterte Ver¬

mehrung der Arbeit bei den Kassen infolge der

Wirtschaftskrise kann bei der Prüfung der An¬

gleichung nicht berücksichtigt werden. (Preuß.
!in. für Volkswohlfahrt vom 30. Mai 1932 —

III 5115/11. 5. a. -)

2. Bayern. Mit ME. vom 8. Oktober 1931

Nr. 1118 e II 45 sind die Oberversicherungs-
rnter angewiesen worden, die bayerische Be-

»Idungsangleichungsverordnung vom 9. Sep¬
tember 1931 (StAnz. Nr. 213) auch bei den

ichsgesetzlichen Krankenkassen durchzufüh¬

ren. Teil I Kap. II Abschn. II Nr. 3 der dritten

VO. des Reichspräsidenten zur Sicherung von

Wirtschaft und Finanzen und zur Bekämpfung
politischer Ausschreitungen vom 6. Oktober

1^31 (RGBl. I S. 537, 539) hat demgegenüber in

Abänderung des $ 7 Abs. 2 und 4 des Kap. I

des zweiten Teiles der 2. Not-VO. des Reichs¬

präsidenten zur Sicherung von Wirtschaft unel

I inanzen vom 5. Juni 1«31 «RGBl. I S. ZI9,
-I bestimmt, daß die Körperschaften des

öfientlichen Rechts berechtigt und verpflichtet
sind, die Dienstbezüge ihrer Beamten unel An-

Uten, deren Be/üge nicht in einem Tarif-

tg oder in einer Dienstordnung geregelt
sind, herabzusetzen, soweit sie höher liegen als

die Dienstbezüge gleichzubewertender Reichs¬
beamten, die Dienstbezüge ander \ngestell-

r so besonders solcher, die unter eir

Dienstordnung fallen — herabzusetzen, soweit

die Bezüü eier entsprechenden Arbeit-

mer i: Reichsdienst übersteigen. I>

Verordnung zum Vollzug des

Si shaits vom 30. Oktober 1931 (S r.

>4) hat dann d ler Reichsretrelung ent-
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sprechenden Aenderung der bayerischen
2. Gehaltskürzungs-VO. vom 17. Juni 1931

(GVB1. S. 157) und insbesondere der Bes

dungsangleichungsverordnung vorgenomn»

(*"#'• §§ 3 unc* 4 a. a. O.).

Die mit dem RAM. bereits vor längerer Z<

aufgenommenen Verhandlungen haben nur

mehr zu einer Klärung der Rechtslage geführt.
Danach ist die Besoldungsangleichung für ch»

Beamten und Angestellten der reichsgeset/
liehen Kk. nach den obenerwähnten reichs¬

rechtlichen Vorschriften durchzuführen; für die

Anwendung der bayerischen Besoldungsan-

gleichungsverordnung ist keine Grundlae»

mehr gegeben. Zur Durchführung der genann

ten Vorschriften ergeht folgendes:
1. Soweit die Besoldung der Kassenbeam*

und Angestellten den ministeriellen Richtlin

über die Besoldung der Kassenangestellten,
insbesondere den Grundsätzen der ME. vom

2. August 1920 Nr. 1118 e II 24 und vom

3. April 1922 Nr. 1118 e II 28 (beide abgedruckt
bei Breithaupt I S 333, 343), der ME. vom

10. November 1927 Nr. 1118 e II 46, vom 2. ^

1928 Nr. 1118 e II 70 und vom 18. Juli 192S

Nr. 1118 e II 106 (sämtliche abgedruckt 1

Breithaupt II S. 181, 195, 197) entspricht, ist dit

Angleichung ohne weiteres als erfolgt anzu¬

sehen.

2. Geht die Besoldungsregelung über die er¬

wähnten Richtlinien und Grundsätze hinaus

muß trotz etwaiger Genehmigung der Dien

ordnung durch das Oberversicherungsarnt
Einzelfall geprüft werden, ob eine Aenderu

der Besoldung im Wege der Angleichung not¬

wendig ist.

3. Bei der Prüfung eler Angleichung sind ai

Nebenvergütungen aller Art tm berücksir

tigen.
4. Soweit die Eingruppierung von Beamten u

Angestellten zu hoch ist, d. h. Dienstgocfc
verrichtet werden, die der gewahrten Besol¬

dung nicht entsprechen, ist die Herabstufu

ohne weiteres vorzunehmen, wenn die Eingru;

pierung den erwähnten Richtlinien vidi

spricht Ergibt sich elie zu hohe Besoldu

Üglich aus dem Rückgang der Geschälte

einer Krankenkasse, z. B. infolge wesentlich *

Verminderung der Mitgli rzahl, so ist

prüfen, ob sich um einen dauernden Zusta

adelt. Nur wenn dies der Fall ist, sind

Voraussetzungen tür eine Angleichung
eeben. Diese Vorschriften gelten auch für

Besoldung der geschäftsleitenden Angestellt»
r Krankenkassen, die nach der Mitgliederz

der Krankenkassen erfolgt.



rr die mit den Rechten und Pflichten ge-

dlicher Beamter ausgestatteten Kassen-

stellten gelten vorbehaltlich des § 7 Abs. 3

2 Kap. Ider 2. Not-VO. vom 5. Juni 1931

iBL I S. 279, 282) die gleichen Grundsätze.

Hinsichtlich der Durchführung der An-

jchung ist zunächst zu versuchen, ein Ein¬

nehmen mit dem Kassenvorstand herzu-

ien. Soweit der Vorstand einer Kranken¬

de sich weigert, die Angleichung selbst vor-

.« hmen, ist im Aufsichtswege einzuschreiten.

; bei empfiehlt es sich zur Erleichterung und

fr schleunigung des Verfahrens die in der

RVO. ($ 355, 356) gegebenen Rechtsbehelfe zur

\ v\endung zu bringen. Was als wichtiger
(i und zur Versagung der Genehmigung einer

{> »-nstordnung anzusehen ist, ist hierbei unter

Ii« rücksichtigung der in den Reichsnotverord-

«ngen zum Ausdruck gebrachten Grundsätze

wie der obenerwähnten Besoldungsrichtlinien
m beurteilen. Dabei ist nach Anschauung des

AM. die Angleichung nicht von einer vorheri-

en Aenderung der Dienstordnung abhängig.
\ s empfiehlt sich jedoch, die Dienstordnung

imld den geänderten Verhältnissen anzu¬

passen.

Die auf Seite 4 und 5 der ME. vom 8. Ok-

tbef 1931 Nr. 1118 e II 45 gegebenen Richt¬

linien sind auch fernerhin zu beachten. In Er-

iii/ung dieser Feststellung wird ferner Ab-

itz I des Abschn. C der ME. vom 2. Mai 1928

:. 1118e II 70 (Breithaupt II S. 190) auf¬

gehoben. Die Besoldungsgruppen 7a bis 4b I

kennen also künftig in den Kassengrößen¬
klassen II bis VI (hinsichtlich der Zuteilung
dieser Gruppen im einzelnen vgl. Abschn. III

r ME. vom 3. April 1932 (muß richtig heißen:

\pril 1922 — Die Schriftleitung) Nr. U18e

if 23 Breithaupt I S. 343) nur dann erscheinen,

wenn die Kasse nach ihrer wirklichen Mit-

i^liederzahl — also ohne Berücksichtigung der

»g. Aufwertung — einer Kassengrößenklasse
./«hört, für welche die betreffende Besol-

'tgsgruppe vorgesehen ist. Hierbei wird

_e Erinnerung erhoben, wenn die derzeitigen
i lleninhaber von dieser Veränderung nicht

rührt werden.

Daß hinsichtlich der Bezüge der Anwärter,
r nichtplanmäßigen Angestellten wie auch

hinsichtlich der Ruhestandsversorgung all die

\ ? randerungen zu beachten sind, die sich

'rch die Entwicklung der Gesetzgebung er-

>en haben, sei nur der Vollständigkeit halber

gefügt.

den praktischen Vollzug werden die Ober-
v*

T sicherungsämter im Grunde nur die Ma6-

men weiterzuführen und abzuschließen
? :

.
die von ihnen aus Anlaß der Durchfüh¬

le der BAV. eingeleitet worden sind. Sie

n hierbei lediglich die Veränderung der

htlichen Grundlage zu beachten, aus der

da § 8 Abs. II BAV. nicht mehr anwend¬

et, auch er ;St, daß Maßnahmen, die nicht

DienstordnungsabänderunL rtahren (Par

tphen 355, 356 RVO n aus Anlaß

Durchführung der Dienstordnung notwen-

erscheinen, nacl | 377 Abs. 1, § 30 Abs. \

I durch die unmittelbare Aufsichtsbehör ie

der Kk. vorzukehren sind. Insoweit werden die

Oberversicherungsämter den Versicherung
ämtern zur Seite stehen, für die Abchucke der

Entschließung beigefügt sind.

Die Oberversicherungsämter berichten bis zum

20. Juli d. J. abschließend über die bei der

Durchführung der Besoldungsangleichung ge¬
machten Wahrnehmungen und die veranlaßten

Maßnahmen.

(Bayr. Staatsmin. des Aeußern, für Wirtschaft

und Arbeit (Abt. Arbeit) v. 27. April 1932 -

Nr. 1118e II 43. —)

3. Baden. Für die Besoldung und Eingrup¬
pierung der Angestellten der OKk. K. gilt der

zwischen der Arbeitsgemeinschaft der Kranken¬

kassenverbände und den Angestelltenverbänden
abgeschlossene Tarifvertrag vom 27. Februar

1928. Die in der Dienstordnung vorgesehene
Eingruppierung der Angestellten entspricht im

allgemeinen dieser tariflichen Vereinbarung.
Nach § 355 RVO. kann die Genehmigung zu

einer von den Kassenorganen beschlossenen

Dienstordnung nur versagt werden, wenn ein

wichtiger Grund vorliegt, insbesondere wenn

die Zahl oder die Besoldung der Angestellten
in auffälligem Mißverhältnis zu ihren Aufgaben
steht. Vom Ministerium als oberste Verwal¬

tungsbehörde wurde bisher ständig als Be¬

schwerdeinstanz entschieden, daß, solange sich

die Eingruppierung der Angestellten einer Kk.

im Rahmen des genannten Tarifvertrages be¬

wegt, ein wichtiger Grund zur Beanstandung
im Sinne des § 355 RVO. nicht als vorliegend
anerkannt werden kann. Da die in der Dienst¬

ordnung der AOKk. K. vorgesehene Eingruppie¬
rung der Angestellten über diesen Tarifvertrag
nicht hinausgeht, liegt hiernach ein wichtiger
Grund zur Beanstandung der Eingruppierung
der Angestellten der OKk. K. nicht vor. Mit

dieser Stellung wird die grundsätzliche Auf¬

fassung, daß die Dienstordnung den unbeding¬
ten Vorrang vor dem Tarifvertrag hat, nicht

durchbrochen...

Was schließlich die Angleichung der Bezüge
des Krankenkassenpersonals an die Dienst¬

bezüge eines vergleichbaren Reichsbeamten

oder Angestellten anbelangt, so sind auch die

Ki ankenkassen nach § 7 Abs. 4 des 2. Teiles

Kap. I der Zweiten Notverordnung vom 5. Juni

1931 in der Fassung des I. Teils Kap. II Ziffer 3

der Dritten Notverordnung vom 6. Oktober

1931 verpflichtet, neben der Durchführung der

Gehaltskürzungen die Bezüge ihres Personals

an die Bezüge vergleichbarer Reichsbeamten

und Angestellten anzupassen.

Diese Auffassung wird auch in einer Entschlie¬

ßung des preußischen Ministers für Volkswohl¬

fahrt vom 18. März 1932 II 5115 18. 3. vertreten.

Allerdings dürfte indessen die Angleichung als

erfolgt anzusehen sein, soweit über die in dem

erwähnten Tarifvertrag aufgestellten Richtlinien

über die Eingruppierung nicht hinausgegangen
und solange nicht einheitliche Richtlinien

rd>er die Eingruppierung von Krankenkassen-

angestellten vom Reich aufgestellt sind

Nach diesen Ausführungen erbii^en sich alle

chejenigen Beanstandungen des ( >YA. \:., die

:\teilige Auffassung vertreten.
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Im einzelnen wird folgendes bemerkt:

) Zu Ziffer 4 (§ 4 der Dienstordnung):

Die Berechtigung der Beanstandung der in der

Dienstordnung vorgesehenen Regelung durch

das OVA. ergibt sich aus dem allgemeinen
Teil der Begründung dieser Entschließung.
Die Bestimmungen einer Vereinbarung eines

larifVertrages können nicht ohne weiteres von

den Krankenkassen in Anwendung kommen.

Eine durch Tarifvereinbarung beschlossene

Aenderung wird erst dann wirksam, wenn das

OVA. einen entsprechenden Nachtrag zur

Dienstordnung gemäß § 355 Abs. 4 RVO. ge¬

nehmigt hat. Die jetzt vorgesehene Fassung
des § 4 Abs. 1 der Dienstordnung entspricht
der Musterdienstordnung.

b) Zu Ziffer 5 (§§ 5 und 6 der Dienstverordnung):

Die in dieser Entscheidung vorgesehene
I assung der §§ 5 und 6 entspricht der Muster¬

dienstordnung. Die von den Kassenorganen
beschlossene Eingruppierung der Angestellten
der OKk. K. ist übernommen worden.

c) Die Beanstandungen des Oberversicherungs-
amtes zu Ziffer 1, 2, 3, 6 bis 12 sind nicht halt¬

bar. Nach § 352 muß die Dienstordnung die

kechts- and allgemeinen Dienstverhältnisse der

Angestellten, insbesondere den Nachweis der

fachlichen Befähigung usw. regeln. Das Gesetz

selbst enthält keine weiteren Vorschriften dar¬

über, wie der Nachweis der fachlichen Befähi¬

gung zu gestalten ist. Wenn nun in § 3 Abs. 1

der Dienstordnung vorgesehen ist, daß der

Nachweis der fachlichen Befähigung ($ 352

RVO.) durch erfolgreiche Ablegung einer Fach¬

prüfung zu erbringen ist, und zwar sowohl für

die Anstellung wie auch für die Beförderung,
so ist den Vorschriften des § 352 RVO. ge¬

nügend Rechnung getragen. Im übrigen muß

nach § 352 Satz 2 RVO. die fachliche Befähi¬

gung auch in anderer Weise als durch Zurück¬

legung eines vorgeschriebenen Bildungsganges
nachgewiesen werden können.

Was ferner die Vergütung der Ueberstunden

anbetrifft, verweise ich auf den Erlaß des preu¬
ßischen Minister für Volkswohlfahrt vom

16. Februar 1929 - III V Nr. 299/29 — Breit¬

haupt Bd. 18 S. 327 OZ. 259. Hiernach können
Ueberstunden unter gewissen Voraussetzungen
vergütet werelen. (jeringe Ueberschreitungen
der in der Reichsbesoldungsordnung vor¬

gesehenen Sätze z. B. durch Uebernahme der

vollen Sozialversicherungsbeiträge ist nicht so

wesentlich, daß ein wichtiger Grund zur Ver¬

sagung der Genehmigung vorliegt (Kommentar
der Mitglieder des Reichsversicherungsamtes
Band II Anm. 4 zu § 355). Nachdem die
Kassenorgane diesen Dienstordnungsbestim¬
mungen zugestimmt haben,, besteht auch für

die im Instanzenzug vorgesetzten Behörden

kein Anlaß, in den Fällen der Ziffern 1, 2, 3, 6

bis 12 der Beanstandungen der Ausübung des

Selbstverwaltungsrechts entgegenzutreten.
Durch diese Entscheidung ist auch die Be¬

schwerde gegen die Anordnung des OVA. F.

auf Grund des § 356 RVO. als erledigt anzu¬

sehen.

(Bad. Min. d Innern. Entscheidung v. 21. April
1932 auf eine Beschwerde gegen eine Ent¬

scheidung des OVA.)

Dienstbezeichnung „Verwaltungs¬
direktor".

Das OVA. X hat eine Aenderung der Dienst-

Ordnung der AOKk. Y, wonach dem Gescha

führer die Dienstbezeichnung „Verwaltun.
direktor" zusteht, unter Hinweis auf die \

nister ial-Entscheidung vom 5. Mai 19

Nr. 1118c 56 (Breithaupt, Die Beamten u

Angestellten der Reichsversicherung S. 3

abgelehnt. Die Kasse hat hiergegen Beschw

an das LVA. eingelegt.
Die E. des RVA. vom 24. März 1916 (AN. 19lö

S. 521), auf welche die Ministerial-Entschließuny
Bezug nimmt, ist allerdings durch die E. dk -

Großen Senats des RVA. vom 15. November

1924 (AN. 1925 S. 39) aufgehoben worden zu¬

nächst insoweit, als der Kassenvorstand berech¬

tigt sein soll, den geschäftsleitenden Angestell¬
ten die Bezeichnung „Verwaltungsdirektor
beizulegen. Nach Ansicht des Groben Senats

dürfen die Kassenangestellten nur solche Amts¬

bezeichnung führen, die in der Dienstordnung
(DO.) ausdrücklich vorgesehen sind. Will e

Kassenvorstand einem Angestellten die Dienst

bezeichnung „Verwaltungsdirektor" beilegen,
ohne daß die Berechtigung zur Führung die

Titels in der DO. ausdrücklich vorgesehen ist,

so handelt es sich hiernach um eine Aenderung
der DO., die wie diese selbst neben der Zu¬

stimmung des Kassenausschusses der Geneh¬

migung des OVA. bedarf. Mit der Frage, nach

welchen Gesichtspunkten das OVA. zu ent¬

scheiden habe, hat sich der Große Senat nicht

befaßt, da dies eine der Beurteilung der ober¬

sten Verwaltungsbehörde zu überlassende At -

gelegenheit sei.

Man wird aber gleichwohl selbstverständlich

annehmen müssen, daß ungeachtet der Aul-

hebung der E. vom 24. März 1916 der darin

ausgesprochene Grundsatz, wonach die Be

Zeichnung „Verwaltungsdirektor'4 nur füi

größere Kassen in Betracht komme, unver«

dert fortbestehe und insoweit die Ministeria]-

Entschließung vom 5. Mai 1920 Nr. 1118e/ 50

unberührt bleibe.

Freilich ist zu beachten, daß diese Ministerial

Entschließung zeitlich von den sogenannt

Normativentschließungen vom 2. August 1(

und 3. April 1922 Nr. 1118e 11/24 und 111

11/ 28 liegt und deshalb die Frage entstehen

könnte, ob sie die bindende Wirkung dieser

Normativentschließungen teilt. (E. des LVAmt^

vom 27. Juni 1927, Breithaupt, Nachtrag S. 23

Diesen Gesichtspunkt hat auch die bei Breit

haupt S. 333 Fußnote 1 angeführte E. d<

LVAmts vom 22. Mai 1921 Kb 8/1921 berühr

welche überdies den in der Entschließung voi

2. August 1920 aufgestellten Grundsatz dt

Gleichstellung der KrankenkassenangestcÜ:
mit den staatlichen Beamten auch hinsichtlh

der Wahl der Dienstbezeichnnug in den V<

dergrund rückt.

In dem Streitfall wird von der Kasse daraui

hingewiesen, daß bei mehreren rechtsrhei;

sehen Kassen unter 15 000 Mitgliedern die G«

schäftsführer dienstordnungsgemäß die B»

Zeichnung „Verwaltungsdirektor*4 führen. Da

aus möchte zu schließen sein, daß auch b*
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n OVAe. verschiedene Ansichten über die

(htliche Tragweite der Ministerial - Ent-

hließung vom 5. Mai 1920 Nr. 1118e 56 be-

hen, die zu einer unerwünschten Ungleich-
mäßigkeit in der Behandlung dieser Angelegen¬
heit innerhalb Bayerns führen. Angesichts des

Umstandes, daß nur die ablehnenden Entschei¬

dungen der OVAe. an das LVAmt gelangen
nnen, ist dies kaum in der Lage, für ein

nheitliches Verfahren zu sorgen. Nach § 356

2 RVO. besteht allerdings für das OVA. die

>glichkeit, eine Aenderung der DO. anzuord-

en, wenn es die dienstordnungsmäßige Be-

chnung „Verwaltungsdirektor" zu Llnrecht

genehmigt hatte (vgl. Hoffmann Krankenver-

herung, 8. Aufl. Anm. 6 zu § 356 S. 436,

Hahn-Kühne, Handbuch der KV. 10./11. Aufl.

\nm. zu § 356 S. 537). Aber dies ist immerhin

nißlich.
\ ich alledem möchte ich höchster Stelle zur

geneigten Erwägung anheimgeben, hinsichtlich

r Voraussetzungen der Dienstbezeichnung
„Verwaltungsdirektor", deren Zulässigkeit in

den Entschließungen vom 2. August 1920 und

3. April 1922 bereits grundsätzlich anerkannt

war, eine bindende Regelung zu treffen. Nach¬

dem die Zahl von 15 000 Mitgliedern ohnehin

die Grenze zwischen den Kassengrößen III und

IV bezeichnet, könnte es hierbei wohl sein Be¬

wenden haben. Man könnte auch daran den¬

ken, die erwähnte Dienstbezeichnung zuzu¬

lassen, wenn sich der Geschäftsführer min¬

destens in Besoldungsgruppe 3 a befindet; aber

dies hätte zur Folge, daß unter Umständen

schon bei Kassengröße III (unter 15 000 Mitglie¬
der) die Dienstbezeichnung „Verwaltungsdirek¬
tor" geführt werden könnte, und ist nicht zu

empfehlen, da im Staatsdienst Inhaber der

(iruppe 3a kaum eine entsprechende Dienst¬

bezeichnung führen. Ueberhaupt läßt sich hin¬

sichtlich der Bezeichnung „Verwaltungsdirek¬
tor*4 die in der Ministerial-Entschließung vom

-\ August 1920 A Abschnitt I Ziffer 3 empfoh¬
lene Angleichung an die Verhältnisse der

Staatsbeamten nicht folgerichtig bewirken.

Daß die persönliche Eignung und Würdigkeit
/ur Führung der Bezeichnung „Verwaltungs¬

ektor" nicht außer Betracht zu lassen und

in der DO. als Voraussetzung festzulegen ist,

lürfte selbstverständlich sein. Dieser Grund¬

satz ist auch in der E. des LVAmts vom

22. Mai 1922 K b 8/21 vertreten.

I febergangsweise möchte zu bestimmen sein,
daß die mit Genehmigung des OVA. bereits

führten Dienstbezeichnungen unberührt

bleiben.

Hinsichtlich der Bezeichnung „Oberverwalter'4
dürfte es bei der Ministerial-Entschließung vom

9. März 1926 Nr. 1118e II/4 sein Bewenden

ben können.

Rundschreiben des bayerischen Landesver-

herungsamtes vom 13. Februar 1932

(Nr. 1118e II 11.)

Kinderzuschläge und Kinderbeihilfen.

:rlafi des bayerischen Staatsministers der

Finanzen vom 5. Juni 1932 — I 26 003 (Baye¬
rische Staatszeitung und Bayerischer Staats-

"nzeiger Nr. 128 vom 7. Juni 1932).

Neuerdings mehren sich die Gesuche um Er¬
laß der Rückzahlung von Kinderzuschlägen und

Kinderbeihilfen, die infolge Nichtbeachtung der

Anzeigepflicht gemäß Ziff. 33 der Bek. über

die Kinderzuschläge der Staatsbeamten vom

13. März 1923 (GVB1. S. 132) in der Fassung
der Bek. vom 25. April 1924 (GVB1. S. 147)
zu Unrecht gezahlt worden sind. Die mit dem

Vollzug der Bestimmungen über die Kinder¬

zuschläge und Kinderbeihilfen betrauten Stellen

werden daher unter Bezugnahme auf die Bek.

vom 17. März 1925 Nr. 12 216 (Staatsanzeiger
Nr. 64) auf die genaue Beachtung der Vor¬

schriften in Ziff. 32 bis 36 a. a. O. hingewiesen.
Ein Erlaß der entgegen diesen Vorschriften zu

viel ausbezahlten Kinderzuschläge oder Kin¬

derbeihilfen kann grundsätzlich nicht zugestan¬
den werden.

Dienstvergehen
der Krankenkassenbeamten«

(Runderlaß des preußischen Wohlfahrtsministers
vom 12. Mai 1932 — Volkswohlfahrt 1932

Seite 466).
Durch § 103 der Beamtendienststrafordnung
vom 27. Januar 1932 (GS. S. 59) ist das Dienst¬

strafrecht für die Beamten der Orts-, Land-

und InnungsKkn. sowie der Kassenverbände

(§ 406 RVO.), denen die Rechte und Pflichten

der gemeindlichen Beamten (Kommunalbeam¬
ten) übertragen sind, neu geregelt worden.

§ 103 des Gesetzes hat folgenden Wortlaut:

§ 103. Für die Beamten der Orts-, Land- und

InungsKkn. sowie der Kassenverbände (§ 406

der RVO.), denen die Rechte und Pflichten

der gemeindlichen Beamten (Kommunalbeam¬
ten) übertragen sind, gelten die für die un¬

mittelbaren Staatsbeamten bestehenden Vor¬

schriften mit folgenden Abweichungen:

a) Die Befugnis, Ordnungsstrafen zu verhän¬

gen, steht bei Kassen, die der Aufsicht eine^

staatlichen VA. unterstellt sind, dem Landrat

als Vorsitzenden des Kreisausschusses, bei

Kassen, die der Aufsicht eines gemeindlichen
VA. unterstellt sind, dem Bürgermeister (Ge¬
meindevorsteher) zu.

b) Der Kassenvorstand ist befugt, Warnungen
und Verweise, gegen untere Kassenbeamten

auch Geldstrafen bis zu neun Reichsmark zu

verhängen. Die zuständigen Minister oder die

von ihnen ermächtigten Behörden bestimmen

nach Anhörung des Kassenvorstandes, wer als

unterer Kassenbeamter im Sinne dieser Vor¬

schrift anzusehen ist.

c) Das förmliche Dienststrafverfahren wird vom

Regierungspräsidenten, bei Kassen, die der

Aufsicht des Versicherungsamts Berlin unter¬

stehen, vom Oberpräsidenten eingeleitet.

Auf Grund des § 103 Abs. b Satz 2 übertrage
ich den allgemeinen OVAe. die Entscheidung
darüber, welche der im § 103 Abs. 1 des Ge¬

setzes bezeichneten Krankenkassenbeamten

als „untere Kassenbeamte" im Sinne des Abs. b

anzusehen sind. Die Entscheidung ist auf alle

Beamtenstellen zu erstrecken und in das für

die Kasse erlassene Regulativ aufzunehmen.

Hinsichtlich der Abgrenzung des Kreises der in

Betracht kommenden Personen und insbeson-

m



dere des Begriffs „untere Kassenbeamte" ver¬

weise ich auf den RdErl. des MfHuG. vom

25. Mai 1916 - III 2974 II - (HMBl. S. 161),

der aufrechterhalten wird.

An alle Oberversicherungsämter.

Abschrift zur Kenntnis und mit dem Ersuchen,

die Landräte und die Bürgermeister der Städte

mit gemeindlichen Versicherungsämtern ent¬

sprechend aufmerksam zu machen. Auf den

lirlaß des MfHuG vom 25. Mai 1910 — HI 2974

— nehme ich Bezug. I. V.: Scheidt.

Fünfundzwanzigjähriges Dienstjubiläum.

Am 1. Juni 1932 konnten Gustav Engelhardt
bei der AOKk. Halberstadt und Max Mülle

stellvertretender Geschäftsführer bei der AOKk

Plauen/Vogtland, ihr fünfundzwanzigjährit
DienstJubiläum begehen.
Wir sprechen den Jubilaren noch nachträgli*
unsere besten Glückwünsche aus und hoffer

,

daß sie noch recht lange für das Wohl <

werktätigen versicherten Bevölkerung tätig sein

können.

R4CHT SPRECH UNG

Hur wenn „Anrecht auf Ruhegehalt" be¬

steht, liegt Versicherungsfreiheit in der

KV. und AlVers. von

Endgültige Entscheidung gemäß § 405 RVO.

des OVA. Minden vom 23. September 1931.

Gründe: Der Kläger, der als Stadtsekretär

beim Magistrat der Stadt B. beschäftigt ist, hat

laut Dienstvertrag eine „Anwartschaft auf

Ruhegehalt" ab 30. Juli 1922. Ein Anspruch auf

Ruhegehalt besteht nach zehnjähriger Dienst¬

zeit. Die Auffassung des Klägers, daß damit

gleichzeitig Versicherungsfreiheit in der KV.

und AlVers. gegeben sei, hat das OVA. unter

Hinweis auf die grundsätzliche Entscheidung des

RVA. vom 30. April 1920 (AN. 1920 S. 376)
verneint. Sein gleichzeitiger Antrag, im Hinblick

nui den Aufsatz von Geldern in der „Deutschen
Krankenkasse

M

vom 27. August 1930, Nr. 35/30,

gegebenenfalls eine grundsätzliche Stellung¬
nahme des RVA. über den Begrifl „Anwart-

haft" und „Anrecht" herbeizuführen, hat das

OVA. mit der Begründung abgelehnt, daß bei

den klaren Sachverhalt und des Vorliegens
einer grundsätzlichen Entscheidung des RVA.

keine Veranlassung hierzu vorliege.

(Zu vgl. Volkst. Zeitschr. Nr. 6 31 S. 133,
Nr. 10 31 S. 217, Nr. 12 31 S. 266.)

Entscheidungen
aus der Unfallversicherung.
RVO. $ 538 Nr. 1. Ein nach I 538 Nr. 1 der

RVO. eler Versicherung unterliegender Betrieb

verliert diese Eigenschaft nicht dadurch, daß

von den zehn oder mehr Arbeitern weniger als

zehn zu den versicherungspflichtigen Personen

gehören. (EuM. Bd 31 S. 417.)

RVO. $ 613. Die Vorschrift des | 613 der RVO.

lindet auch auf die Verletztenrenten von 20 v. H.,
die nach Bezug von zwei Jahren in Wegfall
kommen, Anwendung. (EuM. Bd. 31 S. 438.)

RVO. § 697. Versetzung von BG.-Angestellten
in den Ruhestand bei lebenslänglicher An¬

stellung, wenn sie das fünfundsechzigste Lebens-

¦ hr vollende! haben, auch dann, wenn nach

früheren Vorschriften eine Versetzung in den

Ruhest md bei Vollendung des fünfundsechzig-
sten Lebensjahres nur im Falle der Dienst"

Unfähigkeit gegen ihren Villen erfolgen konntt

(EuM, Bd 31 S. 1250
RVO« § 6Wt Eine Dienstentlassung im Sin:

des $ 26 der Mustei -DO. kann auch befristet

ausgesprochen werden. Befristete Dienstent¬

lassung bei einem Schwerkriegsbeschädigten
setzt die Zustimmung der Hauptfürsorgestell*
nach § 13 des Schwerbeschädigtengesetzes voi -

aus, die bei fristloser Kündigung oder Dienst¬

entlassung entbehrlich wäre. (EuM. Bd. 31 S. 428.)

RVO. § 699. Zuständigkeit des Vorstandes bei

Dienstentlassungen. Ueber Dienstentlassung in»

Sinne des § 26 der Muser-DO. hat nicht der

Vorstandsvorsitzende, sondern der Gesamtvor¬

stand zu beschließen. Eine nachträgliche Ge¬

nehmigung des Dienstentlassungsbeschluss»
des Vorsitzenden durch den Vorstand hat keine

rückwirkende Kraft. (EuM. Bd. 31 S. 430.)

RVO. § 1700 Nr. 1. Der Rekurs ist unzulässig

wenn eine Kk. die Feststellung beantragt, dah

für den Versicherten zwar kein Anspruch aut

eine U.~Rente, aber ein Anspruch auf Kranken¬

behandlung gegen den Träger der UnfV. ent¬

standen war. (EuM. Bd. 31 S. 434.)

RVO. I 1700 Nr. 3. Zulässigkeit des Rekurses

nach I 1700 Nr. 3 der RVO. in einem Fall*

verneint, in dem die bisher bezogene Rente ent¬

weder auf Grund des § 2 Abs. 1, oder des § 3

Abs. 1 in Verbindung mit § 11 Abs. 1 des

Fünften Teiles Kapitel II Abschn. 1 der NotV.

vom 8. Dezember 1931 mit dem 31. Dezember

1931 wegfällt.

RVO. | 3 Abs. 1, NotV. vom 8. Dezember 1931.

Fünfter Teil Kapitel II Abschn. 1. Bei dei

Feststellung, ob der Verletzte zwei Jahre lamj

Rente von 20 v.H. der Vollrente bezogen hat

ist die Zeit, in der der Verletzte, eine vorläufig

Rente und unmittelbar anschließend eine Dauer¬

rente in der Höhe bezogen hat, zusammenzu¬

rechnen. (EuM. Bd. 31 S. 436.)

(Zusammengestellt von E. Schönlein, Berlin.)

Aufgaben und Lösungen.

Mit Rücksicht auf che Ferienzeit lassen wir !n

dieser und der nächsten Nummer unserer Zeit

schrift die Aufgaben und Lösungen ausfall«

Vom jL August 1932 an werden sie vielfach»

Wünschen aus dem Leserkreis entsprechend
auf det dritten Umschlagseite erscheinen. Si«

können dann besser ausgeschnitten und auf

geklebt werden. Die Schriftleitui
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